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Rechtslage
1. Aufforderung zur Erstellung eines Arbeitszeugnisses

Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf Aushändigung eines Arbeitszeugnisses (Art. 330a OR). Der Anspruch kann nach Wortlaut des Gesetzes "jederzeit" geltend gemacht werden, d.h. sowohl während des Arbeitsverhältnisses, bei dessen Beendigung und nachher. Der Arbeitnehmer muss das Arbeitszeugnis ausdrücklich verlangen. Unaufgefordert muss der Arbeitgeber kein Arbeitszeugnis ausstellen. Der Arbeitgeber darf das Arbeitszeugnis nicht zurückbehalten, auch wenn ihm aufgrund des beendigten Arbeitsverhältnisses allfällige Gegenforderungen gegenüber dem Arbeitnehmer zustehen sollten. Weigert sich der Arbeitgeber das Arbeitszeugnis innert angemessener Frist auszustellen, kann der Arbeitnehmer seinen Anspruch mittels Klage auf Ausstellung eines Zeugnisses gerichtlich durchsetzen.

Der Anspruch auf Aushändigung des Arbeitszeugnisses verjährt grundsätzlich nach 10 Jahren (wobei sich ein Teil der juristischen Literatur und der Gerichte nicht ganz einig ist).

2. Aufforderung zur Berichtigung eines Arbeitszeugnisses

Wird ein Arbeitszeugnis ausgestellt, sollte dessen Inhalt umgehend überprüft werden. Bei unrichtigem, unvollständigem oder zweideutigem Inhalt oder anderen Verstössen gegen Arbeitszeugnisgrundsätze hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Berichtigung des Arbeitszeugnisses. Der Arbeitnehmer sollte zuerst den Arbeitgeber um Berichtigung bzw. Ergänzung des Arbeitszeugnisses ersuchen. Weigert sich der Arbeitgeber innert angemessener Frist das Arbeitszeugnis zu ändern, kann der Anspruch auf dem Gerichtsweg durchgesetzt werden. 

Verlangt der Arbeitnehmer die Berichtigung eines Zeugnisses, so hat er den verlangten Text bzw. die konkreten Abänderungs- und/oder Ergänzungsvorschläge selber zu formulieren und gegebenenfalls in sein Rechtsbegehren aufzunehmen. Es genügt also nicht, nur eine Aufforderung an den Arbeitgeber zu richten beziehungsweise Klage auf Berichtigung und Ausstellung eines richtigen Zeugnisses einzuleiten. 

In einem allfälligen Prozess muss der Arbeitnehmer beweisen, dass die beanstandeten Stellen im Zeugnis unrichtig sind. Er trägt die Beweislast für die zugrundeliegenden Tatsachen, welches ihm ein neues Recht auf den konkret beantragten Zeugnistext geben. Aus diesem Grund ist es für den Arbeitnehmer hilfreich, wenn er ein Zwischenzeugnis vorlegen kann. 

Vorgehen
Die Aufforderung zur Erstellung oder Berichtigung des Arbeitszeugnisses ist schriftlich beim Arbeitgeber einzureichen, verbunden mit der Ansetzung einer angemessenen Frist (z.B. 7-14 Tage). 
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Aufforderung zur Erstellung eines Arbeitszeugnisses

Sehr geehrte Frau Musterfrau
Hiermit bitte ich Sie höflich, mir ein Arbeitszeugnis auszustellen. Nach Art. 330a Abs. 1 OR hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Aushändigung eines Arbeitszeugnisses. Der Anspruch kann nach Wortlaut des Gesetzes "jederzeit" geltend gemacht werden, d.h. sowohl während des Arbeitsverhältnisses, bei dessen Beendigung und danach. Der Arbeitgeber darf das Arbeitszeugnis nicht zurückbehalten, auch wenn ihm aufgrund des beendigten Arbeitsverhältnisses allfällige Gegenforderungen gegenüber dem Arbeitnehmer zustehen sollten.

Aus diesen Gründen bitte ich Sie, mir ein Arbeitszeugnis bis zum __________ zuzustellen.

Freundliche Grüsse
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Aufforderung zur Berichtigung eines Arbeitszeugnisses

Sehr geehrte Frau Musterfrau

Hiermit zeige ich Ihnen an, dass ich mit dem von Ihnen ausgestellten Zeugnis nicht einverstanden bin. Das Arbeitszeugnis eines Arbeitnehmers hat möglichst genau Auskunft zu geben über die Dauer der Anstellung, die Art der Tätigkeit, die Leistungen und das Verhalten des Arbeitnehmers (Art. 330a Abs. 1 OR). Diese Angaben müssen vollständig sein, d.h. das Zeugnis muss alle wesentlichen Tatsachen und Bewertungen enthalten, die für die Gesamtbeurteilung des Arbeitnehmers von Bedeutung sind. Ein Arbeitszeugnis, welches nicht den gesamten Aufgabenbereich des Arbeitnehmers wiedergibt, ist demzufolge unvollständig und entspricht nicht den gesetzlichen Anforderungen. Das Zeugnis hat sich auch über besonders hervorragende Einzelleistungen zu äussern. 

Grundsätzlich ist ein wohlwollendes Zeugnis geschuldet, welches das wirtschaftliche Fortkommen nicht erschweren darf; ausser gegenüber dem Arbeitnehmer können erhebliche Vorwürfe vorgebracht werden, welche in einem Streitfall auch beweisbar sind. Da keine solche Vorwürfe gegen mich vorliegen, bitte ich Sie höflich, das Zeugnis wie folgt zu verfassen:

„Wir bestätigen, dass Herr Mustermann, geboren am ______, von (Heimatort/Kanton) ______, vom ______ bis zum ______in unserem Unternehmen als Automechaniker beschäftigt war.

Herr Mustermann führte sämtliche anfallenden Reparatur- und Wartungsarbeiten an Personenwagen der Marke Mercedes-Benz aus. Er ist spezialisiert auf Fahrwerksvermessungen. Zu seinem Aufgabenbereich gehörte auch der Pannendienst. Sporadisch setzten wir ihn auch im Kundendienst ein.

Wir haben Herrn Mustermann als pflichtbewussten, interessierten und zuverlässigen Mitarbeiter kennen gelernt. Er erledigte die ihm übertragenen Arbeiten stets selbständig, fachgerecht und zu unserer vollen Zufriedenheit. Sein Verhalten gegenüber Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kunden war jederzeit freundlich und korrekt.

Wir danken Herrn Mustermann für die geleistete Arbeit und wünschen ihm sowohl für seine berufliche wie auch private Zukunft alles Gute und viel Erfolg.“

Ich bitte Sie höflich, mir ein gemäss meinem Vorschlag abgeändertes und ergänztes Arbeitszeugnis in den nächsten Tagen zuzustellen.

Freundliche Grüsse

Franz Mustermann

